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und Indikatoren wird besonders die Einschränkung der politischen Mitwirkungs-

möglichkeiten in den eingemeindeten Orten nachgewiesen. Bei den selbstständig

gebliebenen Kommunen stellten sich diese Negativfolgen nicht ein, ja letztendlich

konnte die erwünschte Stärkung der kommunalen Selbständigkeit dort weitgehend

realisiert werden.

Auch sonst verwies die weitere Entwicklung der anfänglich autonomen und spä-

ter eingemeindeten Orte in Richtung Stagnation. Insbesondere bei der Versorgung

mit Kindergärten und Sportstätten hinkten diese gegenüber den selbständig geblie-

benen Kommunen hinterher. Bei der Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr

sah es nicht anders aus, ganz zu schweigen von kulturellen Aktivitäten wie Bürger-

festen und ortsgeschichtlichen Projekten. Schließlich trat der erwünschte Einspar-

effekt nicht ein. Stattdessen wuchs die Verschuldung nach 1978 mit der Größe der

Gemeinden, während die finanziellen Verhältnisse der eingemeindeten Orte davor

meist geordnet waren.

Insgesamt mangelt es der Studie nicht an neuen Erkenntnissen und diskussions-

würdigen Thesen. Die gute Schreibsprache erleichtert die Lektüre nicht unwesent-

lich, während die Inflation der Zahlenangaben, Namen und Gemeindeereignisse

eher ermüdend wirkt. Eine gewisse Straffung und Strukturierung der Daten und

Fakten sowie deren Illustration durch Grafiken wäre hier sicherlich angebracht ge-

wesen. Dennoch liefert die Arbeit viele fruchtbare Anregungen für weitere Detail-

studien, die hoffentlich bald folgen werden.
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Sehr schnell wurde in der DDR aus der Parole der engagierten Bürgerrechtler „Wir

sind das Volk“ der Kampfruf „Wir sind ein Volk“. Die Wiedervereinigung wurde

zum Ziel der Montagsdemonstranten. Erst der Fall der Berliner Mauer im November

1989 brachte das Thema einer „Wiedervereinigung“ auf die Agenda der internatio-

nalen Diplomatie und damit auch auf jene der österreichischen Außenpolitik, die

seit 1949 zu beiden deutschen Staaten gute Beziehungen aufgebaut hatte.
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Was Michael Gehler und Maximilian Graf aus den erstmals für diesen Band ge-

öffneten Staatsarchivbeständen des österreichischen Außenministeriums heraus-

gefiltert haben, nötigt Respekt ab. Vor allem, weil es zu Zeiten von Außenminister

Alois Mock im Amt usus war, heikle Dinge eben nicht zu Papier zu bringen. „Jedes

Schriftl ein Giftl“ war Mocks kolportierter Ratschlag an seine Mitarbeiter. Dass sich

nicht immer alle daran hielten, beweisen die vorgelegten 180 Dokumente mit teils

heiklem Inhalt. Sie zeigen auch die Kompetenz und Informiertheit der österreichi-

schen Diplomatie in Fragen des ehemaligen Ostblocks.

Das neutrale Österreich war nicht nur mit der Bundesrepublik schon aufgrund

der weitgehend analogen ideologischen Positionen, der Westorientierung des Lan-

des, dem de facto Schutzschirm der NATO und der starken wirtschaftlichen Ver-

flochtenheit engstens verbunden. Österreich hatte parallel auch mit der DDR sehr

spezifische, teils delikate Verbindungen unterhalten. Und dies bis in den Sommer

1989, als selbst Michail Gorbačev DDR-Staatschef Erich Honecker klargemacht hat-

te, dass die Uhr des SED-Systems und der DDR als Staat abgelaufen war. Die Wirt-

schaftsverträge österreichischer Firmen, allen voran der verstaatlichten Industrie,

oder die engen, auch finanziellen Kontakte der Kommunistischen Partei Österreichs

mit der SED (vor allem über Rudolfine Steidling, „Rote Fini“) sind Beispiele dieser Be-

ziehungen.

Nach ihrer internationalen Anerkennung 1972 wurde Österreich so etwas wie

ein diplomatischer „Eisbrecher“ für die DDR, die sich u.a. mit wirtschaftlichen Kon-

zessionen revanchierte. Und Österreich legte die Beziehungen zur DDR langfristig

an – sehr zum Missfallen Bonns. Bruno Kreisky öffnete Türen für westliche Politiker

nach Ostberlin, österreichische Firmen folgten ihm auf dem Fuße. Das Geschäftsmo-

dell war relativ einfach: österreichische Kredite gegen DDR-Großaufträge für die ma-

rode, verstaatlichte Industrie in Österreich. So entstand eine enge Wirtschafts- und

Handelspartnerschaft, um die sich die SPÖ-Bundeskanzler Kreisky, Fred Sinowatz

und Franz Vranitzky, vor allem zum erhofften Vorteil der SPÖ-dominierten Ver-

staatlichten, bis 1990 bemühten, zuletzt etwas gestört durch die Milliardenkredite

von Franz Josef Strauß an die DDR. Letztlich ein schlechtes Geschäft, nicht nur we-

gen der Öltransit-Geschäfte der Voest-Tochter „Intertrading“, sondern auch, weil

Österreich für 20 Prozent der Devisenschulden der DDR garantierte. Man kann sich

die Verblüffung des österreichischen Wirtschaftsministers Wolfgang Schüssel

(ÖVP) vorstellen, als ihm Mitte Oktober 1989 sein DDR-Kollege Günter Mittag mit

entwaffneter Offenheit eröffnete: „Wir sind pleite!“
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Zuvor hatten im August 1989 Ungarn und Österreich nahe Sopron den „ersten

Stein aus der Berliner Mauer“ herausgebrochen und Tausenden DDR-Bürgern zur

Flucht in den Westen verholfen. Knapp „vor Torschluss“ (Andrea Brait) wurden

noch kulturelle Vereinbarungen zwischen Österreich und der DDR abgeschlossen.

Vranitzkys Haltung zur deutschen Einheit war, im Unterschied zu Mock, im

Herbst 1989 „zumindest ambivalent“ (Maximilian Graf) und wie jene von François

Mitterand eher bremsend. Noch am 24.November 1989 erklärte Vranitzky seinem

Amtskollegen Hans Modrow, die bilateralen Beziehungen „seien von Kontinuität

und Vertrauen getragen und müssten sich auf dieser Basis weiterentwickeln.“ Ein

Jahr später stand Österreich, wie es die beiden Herausgeber formulieren, „einhellig

positiv“ zur deutschen Einheit.

Mit der Arbeit von Michael Gehler und Maximilian Graf liegt ein spannend auf-

bereiteter, notwendiger Quellenband zur noch nicht geschriebenen Geschichte des

gesamteuropäischen Veränderungsprozesses 1989–1991 vor.
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Der voluminöse Sammelband von 1749 Seiten beschließt das fünfbändige Projekt

eines „Handbuchs der europäischen Verfassungsgeschichte im 20.Jahrhundert“. Er

behandelt die Epoche seit den einschneidenden globalen Umbrüchen von 1989/90

mit dem Ende von Ostblock und „Kaltem Krieg“ sowie der Neustrukturierung der

Europäischen Union mit Maastricht-Vertrag (1992), Start der europäischen Gemein-

schaftswährung und sukzessiver Erweiterung nach Nord-, Mittel- und vor allem Ost-

europa (Finnland, Schweden, Österreich 1995, baltische Staaten, Polen, Tschechien,

Slowakei, Ungarn, Slowenien 2004 und Rumänien, Bulgarien 2007). „Europa“ wird

weitgehend geografisch interpretiert und bezieht auch Russland, die Türkei und so-

gar die zentralasiatischen Nachfolgestaaten der Sowjetunion mit ein.

Ziel des Vorhabens ist es, einen „Beitrag zur vergleichenden Verfassungswissen-

schaft“ zu leisten. Konzeptionell liegt ihm dabei ein weiter, „aus der Geschichtswis-

senschaft stammender“ Verfassungsbegriff zugrunde, der gleichermaßen Aspekte


